
Stadt Sangerhausen 
 

Finanzausschuss 

Sangerhausen, 25.01.2024 
 
Niederschrift der 36. Sitzung des Finanzausschusses      

 
Ort, Raum:
  

in die Gaststätte "Am Friesenstadion", Kyffhäuserstraße 14 06526 
Sangerhausen 

 
Datum:  28.11.2023 
 
Beginn: 17:00 Uhr 
Ende:  19:35 Uhr 
 
 
Anwesenheit: 
 
Vorsitzende/r 

Herr Tim Schultze  

 
1. Vertreter des Vorsitzenden 

Herr Holger Scholz  

 
Ausschussmitglied 

Herr Harald Koch  

Herr Klaus Kotzur  

Herr Nico Siefke  

 
sachkundige Einwohner/-innen 

Herr Rudolf Henkner  

Herr Mario Pastrik  

 
Protokollführer/-in 

Frau Sandra Kesselhut  

 
Verwaltung 

Herr Jens Schuster  

 
 
Abwesend: 
 
Ausschussmitglied 

Herr Norbert Jung entschuldigt 

Herr Eberhard Nothmann entschuldigt 

Herr Harald Oster  

Frau Silke Seifert entschuldigt 
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Frau Regina Stahlhacke  

 
Verwaltung 

Frau Janine Wunder entschuldigt 

 
 
 

Tagesordnung gemäß Einladung: 

1. 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung und Be-
schlussfähigkeit 

  
2. Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststellung der Tagesordnung 

  
3. Genehmigung von Niederschriften 

  
3.1. Genehmigung der Niederschrift vom 20.06.2023 

  
3.2. Genehmigung der Niederschrift vom 05.09.2023 

  
3.3. Genehmigung der Niederschrift vom 10.10.2023 

  
4. Beratungsgegenstände in öffentlicher Sitzung 

  

4.1. 
Beratung von Beschlussvorlagen zur 39. Ratssitzung am 07.12.2023 entsprechend der 
Verweisung des Hauptausschusses 

  

4.1.1. 
Genehmigung von außerplanmäßigen Auszahlungen gemäß § 105 des KVG LSA in 
Höhe von 126.000,00 € für die Sanierung der Turnhalle in Obersdorf 

  

4.1.2. 
Genehmigung von außerplanmäßigen Auszahlungen gemäß § 105 des KVG LSA in 
Höhe von 104.860,94 € für die Maßnahme "Garten für Verliebte" 

  

4.1.3. 
Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen gemäß § 105 des KVG LSA in 
Höhe von 1.280.000 € für Mehraufwendungen Personalkosten 

  

4.1.4. 
Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen gemäß § 105 des KVG LSA in 
Höhe von 637.307,00 € für die Festsetzung der Kreisumlage 2023 

  
4.1.5. Verzicht auf Einrede der Verjährung zur Zinsforderung Kreisumlage 2017 

  

4.1.6. 
Entscheidung zur Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Festsetzung der Kreisum-
lage 2023 

  
4.2. Information und Anfragen 
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Protokolltext: 

 
TOP  1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einla-

dung und Beschlussfähigkeit 
 

Herr Schultze, als Vorsitzender des Finanzausschusses, begrüßt die  
Teilnehmer und Gäste der 36.Finanzausschusssitzung. Er stellt die  
Ordnungsmäßigkeit der Einladung fest.  
Zu Beginn der Sitzung waren 5 von 10 Mitgliedern des Finanzausschusses 
anwesend, der Ausschuss ist somit nicht beschlussfähig. 
 

 
TOP  2 Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststellung der Tagesordnung 
 

Die Verwaltung schlägt vor: Genehmigung von außerplanmäßigen Auszahlungen gemäß § 
105 des KVG LSA in Höhe von 104.860,94 € für die Maßnahme „Garten für Verliebte“ unter 
TOP 4.1.2 zurückzuziehen. 
 
 
 Ja-Stimmen:  = 5   Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 0 
 
 Damit ist die geänderte Tagesordnung einstimmig bestätigt. 
 
  
TOP  3 Genehmigung von Niederschriften 

 
TOP  3.1 Genehmigung der Niederschrift vom 20.06.2023 

 
Die Genehmigung der Niederschrift wird zunächst zurückgestellt, da der Ausschuss nicht be-
schlussfähig ist. 
 
 
TOP  3.2 Genehmigung der Niederschrift vom 05.09.2023 

 
Die Genehmigung der Niederschrift wird zunächst zurückgestellt, da der Ausschuss nicht be-
schlussfähig ist 
  
  
TOP  3.3 Genehmigung der Niederschrift vom 10.10.2023 

 
Die Genehmigung der Niederschrift wird zunächst zurückgestellt, da der Ausschuss nicht be-
schlussfähig ist 
 
  
TOP  4 Beratungsgegenstände in öffentlicher Sitzung 

 
TOP  4.1 Beratung von Beschlussvorlagen zur 39. Ratssitzung am 07.12.2023 ent-

sprechend der Verweisung des Hauptausschusses 
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TOP  4.1.1 Genehmigung von außerplanmäßigen Auszahlungen gemäß § 105 des 
KVG LSA in Höhe von 126.000,00 € für die Sanierung der Turnhalle in 
Obersdorf Vorlage: BV/681/2023 
 

Begründung Herr Schuster 
 

Der Verein hat, unter Berücksichtigung verschiedener Förderbereiche, ein Gesamtfinanzie-
rungsplan aufgestellt, der nun mittlerweile nach 2 Jahren durch erhebliche Kostensteigerun-
gen im Bau- und Materialbereich, sowie durch unvorhergesehene, zusätzlicher Maßnahmen 
in der ursprünglichen beschriebenen Höhe nicht mehr aufgeht. Die Kosten haben sich damals 
in einen Rahmen von 795.000 € bewegt. In Umsetzung der Baumaßnahme haben sich die 
Kosten von den geschätzten 795.000 € auf 1.036.000,00 € erhöht. Der Vereinsvorstand hat 
sich bemüht, zeitnah Deckung zu bekommen. Das Landesverwaltungsamt ist mit Mehrkosten 
von 52.000 €, der Landkreis hat 61.500 € dazu gesteuert und der Restanteil beläuft sich nun-
mehr auf 126.000 €. Die Verwaltung kann eine entsprechende Deckung anbieten. Die Bau-
maßnahme soll Ende des Jahres abgeschlossen werden.  
 
Herr Scholz hofft, dass es bei dieser Rechnung bleibt und auch alles richtig und rechtens ist, 
weil dies ordentlich abgerechnet werden muss.  
 
Herr Schuster erwidert, das durch Verzögerungen im Baufortschritt im Jahr 2022 es nicht zur 
Auszahlung der geplanten finanziellen Mittel in Höhe von 109.000,00 € kam und somit wurden 
diese Mittel auf Antrag im Jahr 2023 als Ermächtigungsübertragung übertragen. 
 
Herr Hüttel sagt, dass es gut wäre, wenn man zu diesem Thema in der Ratssitzung was hört. 
Schön wäre es auch zu wissen, wann die Abrechnungsfrist gegenüber dem Land ist. 
 
Herr Kotzur meint dazu, dass es berechtigt ist zu wissen ob es ordnungsgemäß gelaufen ist. 
Wer ist eigentlich für die Abrechnung zuständig? 
 
Herr Schuster sagt, da der Verein derjenige ist der die Fördermittel eingefordert hat, ist er auch 
für die Abrechnung zuständig und nicht die Stadt. 
 
Herr Scholz stellt in Frage, ob der Verein auch die Abrechnungsmodalitäten kennt. 
 
Herr Pastrik antwortet, dass die Tabelle in jeder Stufe ordnungsgemäß erstellt und geführt ist.  
 
 
 Ja-Stimmen: = 5 Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 0 
 
 Damit ist die Vorlage einstimmig befürwortet. 

 
  
TOP  4.1.2 Genehmigung von außerplanmäßigen Auszahlungen gemäß § 105 des 

KVG LSA in Höhe von 104.860,94 € für die Maßnahme "Garten für Ver-
liebte" Vorlage: BV/685/2023 
 

 
Die Vorlage wurde zurückgezogen. 
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TOP  4.1.3 Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen gemäß § 105 des 
KVG LSA in Höhe von 1.280.000 € für Mehraufwendungen Personalkosten 
Vorlage: BV/686/2023 

 
Begründung Herr Schuster 
 
In den letzten 3 Jahren wurden Personalkosten in Größenordnung eingespart. Im letzten 
Jahr wurden Personalkosten auch erheblich gekürzt. Der Personalservice hat Mitarbeiter ge-
nau geplant und daraufhin eine Kürzung vorgenommen in Anlehnung einer Prognose die 
jetzt uns auf die Füße fällt. Der Tarifabschluss war auch so nicht vorhersehbar. Der Inflati-
onsausgleich war ein erheblicher Betrag der allein schon fast 1 Mio. betrug. Es wurde bei der 
Bekanntgabe des Tarifabschlusses darauf verwiesen, dass man das Haushaltsjahr abwarten 
sollte. Es ist eine Deckung vorrätig die sehr umfangreich ist und sich wie folgt zusammen-
setzt: 
    

 Sachkonto 44840000 & 44810000 Kostenerstattungen von gesetzlichen Sozialversi-
cherungen sowie Kostenerstattungen vom Land für Rückzahlungen Quarantänean-
sprüche 

 Betrag von 196.000,00 € 
 

 aus Produkt 61110100 - Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen 

 Sachkonto 40130000 – Gewerbesteuer 

 Betrag von 958.700,00 €,  
 

 aus Produkt 36510100 – Tageseinrichtungen für Kinder 

 Sachkonto 41400000 - Zuweisungen für laufende Zwecke vom Bund 

 Betrag von 72.900,00 €, 
 

 aus Produkt 54100100 – Gemeindestraßen und Verkehrsanlagen 

 Sachkonto 44610000 – Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 

 Betrag von 15.000,00 € 
 

 aus Produkt 4240100 – Sportstätten und Bäder 

 Sachkonto 53150000 - Zuschüsse an verbundenen Unternehmen, Sondervermögen 
und Beteiligungen 

 Betrag von 37.400,00 €. 
 
Herr Scholz findet, dass man aufgrund der Steigerung des Lohns, sich intensiver mit dem 
Stellenplan beschäftigen muss. (Einsparungen) 
 
Herr Schuster erwidert, dass man den Ansatz des Sparens versteht, aber man muss auch 
damit rechnen, das dann gute Kollegen, die gut ausgebildet sind, auch gehen. Man kann Mit-
arbeiter durch eine Zusatzqualifikation für einen gewissen Zeitraum an uns binden. 
 
Herr Scholz merkt an, wer weg gehen möchte der geht auch. 
 
Herr Siefke fragt, ob die 958.700,00 € im nächsten Jahr im Haushalt fehlen. 
 
Herr Schuster antwortet, dass dies nicht der Fall ist. 
 
Herr Koch möchte wissen, ob es in letzter Zeit Kritiken von Seiten der Aufsichtsbehörde gab.  
 
Herr Schuster antwortet, dass die Stellenmehrung (Bsp. Wohngeld) mit dem Landkreis im 
Rahmen der Anhörung besprochen wurde.  
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Herr Koch merkt an, dass viele Bürger kritisieren, dass die Verwaltung ihre Aufgaben nicht 
wahrnimmt. Bürokratieabbau, das heißt Abbau von Regelungen um sich Vorteile daraus zu 
verschaffen. 
 
Herr Kotzur warnt ausdrücklich davor, dass wir uns in einem Wettbewerb befinden, wo es 
darum geht wer die meisten Leute abstößt und wer am wenigsten bezahlt. Als Verwaltung 
hat man eine Aufgabenerfüllungspflicht gegenüber dem Bürger. Die Zeiten für ein „Billiglohn-
land“ sind vorbei. Wir müssen die Leute, die wir ausbilden, auch qualitativ halten. Personal-
abbau und Qualitätsabbau ist auch nicht die Lösung. 
 
Herr Schuster sagt dazu, dass im KVG geregelt ist, dass wir bestimmtes Personal vorhalten 
müssen auch bezüglich der Qualität.  
 
Herr Pastrik stellt fest, wer wegen Geld kommt, geht auch ganz schnell wieder wegen Geld. 
Die Erfahrungswerte haben gezeigt, um eine Person zu bekommen, zahlt man für die ange-
gebene Stelle 4 Lohngruppen darüber.  
 
Herr Schuster teilt mit, dass auf der Berufsmesse ZACK, die am 18.11.2023 in Sangerhau-
sen stattgefunden hat, die Personaldienstleiter Ehrenrunden gedreht haben. Es werden mo-
mentan bei Stellenausschreibungen keine geeigneten Leute gefunden, gerade was die Be-
rufsgruppe Bauingenieur betrifft. Andere Kommunen oder auch unser Landkreis nutzen den 
tariflichen Rahmen gar Zulagen bis zu 1000,00 € zu zahlen, um Fachkräfte überhaupt zu ge-
winnen.  
 
Herr Scholz sagt, dass dieses Thema schon lange ist. Warum sollte es in der Verwaltung an-
ders sein. Es wäre unklar, wenn die freie Wirtschaft keine Fachkräfte bekommt, aber die Ver-
waltung. Fachkräftemangel ist überall. Ursache: 30% weniger Bevölkerung, seit Corona Digi-
talisierung und höherer Krankenstand. 
 
Herr Koch meint dazu, dass es an die höhere Belastung liegt und deswegen weichen die Ar-
beitnehmer aus durch Krankschreibung. Aber auch die Bearbeitung der Anfragen ist kompli-
zierter geworden. Man muss vielmehr dokumentieren als vorher. 
 
Herr Kotzur findet, dass in der Verwaltung nicht nur B Gruppen sind, sondern das es jede 
Menge Beschäftigte in der Verwaltung gibt, die in den unteren Lohn- und Gehaltsgruppen 
sind und darauf sollte man achten. Man sollte mit dem Potential was man hat, auch die Auf-
gaben erfüllen die man als Kommune hat. Gut ausgebildetes Personal brauchen wir an allen 
Stellen. 
 
 
 Ja-Stimmen: = 4 Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 1 
 
 Damit ist die Vorlage mehrheitlich befürwortet. 
 

 
 
TOP  4.1.4 Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen gemäß § 105 des 

KVG LSA in Höhe von 637.307,00 € für die Festsetzung der Kreisumlage 
2023 Vorlage: BV/683/2023 
 

Begründung Herr Schuster 
 
Der Landkreis begehrt im Rahmen der Anhörung unserer Meinung wie hoch die KU sein sollte. 
Im Haushalt 2023 wurden Aufwendungen für die Kreisumlage an den Landkreis Mansfeld-
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Südharz in Höhe von 11.900.000,00 € veranschlagt. Dies entspricht dem Planansatz des Vor-
jahres. Mit Bescheid des Landkreis Mansfeld-Südharz vom 09.11.2023 wurde die Kreisumlage 
für das Jahr 2023 auf 12.537.307,00 € festgesetzt. Somit fallen Mehraufwendungen in Höhe 
von 637.307,00 € an.  
 
Die Deckung erfolgt aus 
 

 Produkt 61110100 – Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen 

 Sachkonto 40130000 – Gewerbesteuer 

 Betrag 593.307,00 € 
 
sowie 
 

 Produkt 11120100 – Finanzmanagement und Rechnungswesen 

 Sachkonto 45620000 – Säumniszuschläge 

 Betrag 44.000,00 €. 
 
 
 Ja-Stimmen: = 5 Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 0 
 
 Damit ist die Vorlage einstimmig befürwortet. 

 
 
 
TOP  4.1.5 Verzicht auf Einrede der Verjährung zur Zinsforderung Kreisumlage 2017 

Vorlage: BV/689/2023 
 
Begründung Herr Schuster 
 
Der Landrat hat während des eingeräumten Rederechts zur letzten Ratssitzung vom 
09.11.2023 erstmals ein Rückzahlungsbegehren in Anlehnung an aktuelle Rechtsprechung 
erwähnt, woraufhin dann am 14.11.2023 die Forderung für die Rückzahlung der Prozesszin-
sen kam. Der Landkreis Mansfeld-Südharz begehrte einen Verzicht auf Einrede der Verjäh-
rung, möglichst bis zum 24.11.2023. Da die Angelegenheit erhebliche finanzielle Auswirkun-
gen nach sich ziehen kann, muss mit Blick auf die Wertgrenzen die Vertretung einbezogen 
werden. Eine Entscheidung in der Sache, nimmt der Verzicht auf Einrede der Verjährung nicht 
vorweg. Lediglich auf die Verjährung können sich etwaige Rechtsmittel nicht mehr stützen.  
Der Landkreis hatte unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung auf falscher Rechts-
grundlage gezahlt und die Verjährung der Rückforderung läuft Ende des Jahres ab. Sollten wir 
den Rechtsmittel Verzicht nicht bis Fristablauf erteilen, folgt die nächste Klage seitens des 
Landkreises. Wir geben dieser Einrede der Verzichtserklärung ab, aber mit dem Zusatz, dass 
der Landkreis uns gleiches zukommen lässt. Wir haben im Jahre 2017 nicht zeitnah die 
Kreisumlage gezahlt, aufgrund dessen sind ca. 40.000 € Zinsen angefallen und diese sollen 
verrechnet werden. 
 
Herr Hüttel sagt, dass er eine andere Strategie fahren würde. Der Landrat hat angeboten über 
bestimmte Dinge zu reden und darauf sollte man eingehen.  
 
Herr Schuster stimmt diesen Vorschlag zu und erklärt, dass dies schon erfolgt ist.  
 
         18:12 Uhr Pause 
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         18:39 Uhr Fortsetzung 
 
Herr Kotzur ist auch dafür, dass dieser Vorlage mit dem Zusatz zugestimmt wird.  
 
 
.  Ja-Stimmen: = 5 Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 0 
 
 Damit ist die Vorlage einstimmig befürwortet. 

 
 
 
TOP  4.1.6 Entscheidung zur Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Festsetzung 

der Kreisumlage 2023 Vorlage: BV/687/2023 
 

Begründung Herr Schuster 
 
Bis dahin galt zunächst ein vorläufiger Festsetzungsbescheid, welcher durch den Festset-
zungsbescheid vom 14.06.2023 abgelöst wurde. Unter dem Eindruck des Urteils des Verwal-
tungsgerichtes Halle (gegen die Kreisumlage 2018) vom 28.06.2023, hatte die Stadt Sanger-
hausen den Landrat gebeten, den Festsetzungsbescheid aufzuheben, da die Stadt mit den 
Erkenntnissen aus der Urteilsbegründung gehalten wäre, auch gegen den Festsetzungsbe-
scheid für 2023 vom Rechtsmittel der Klage Gebrauch zu machen. Der Landrat hat sodann 
unter dem 06.07.2023 den Festsetzungsbescheid zurückgenommen, um die Urteilsbegrün-
dung zu prüfen und gegebenenfalls Zulassung zur Berufung zu verfolgen. Dabei hatte er unter 
Ziffer 5 seines Bescheides Zusicherung erklärt, die Festsetzung für 2023 nachträglich teilweise 
aufzuheben, soweit der Landkreis mit der Einlegung zur Berufung gegen die Urteile zur 
Kreisumlage 2018 bzw. 2020 erfolglos bleibt.  
Mit Blick auf das Mandat, haben wir Rechtsanwalt Dombert gebeten, dies anzuschauen und 
zu prüfen was rechtmäßig ist. 
Rechtsanwalt Dombert hatte im Auftrag der kreisangehörigen Kommunen Ziffer 5 des Fest-
setzungsbescheides geprüft und den Landkreis aufgefordert, diesen abzuändern. Dem ist der 
Landkreis nachgekommen. Sollte die Berufung des Landkreises abgewiesen bzw. nicht zuge-
lassen werden, ist der Kreisumlagebescheid 2023 gänzlich (nicht teilweise) aufzuheben. 
Rechtsanwalt Dombert empfiehlt, dies in Erwägung zu ziehen, um die Kreisumlage 2023 einer 
weiteren gerichtlichen Auseinandersetzung zu entziehen. 
Im Ergebnis einer Videokonferenz mit kreisangehörigen Kommunen, denen Herr Dombert zur 
Seite steht, wurde auf den Umstand verwiesen, dass ein Rechtsmittelverzicht natürlich bedeu-
tet, das 2023 bestandskräftig bleibt – sollte der Landkreis mit seiner Berufung für 2018 erfolg-
reich sein. 
Herr Strauß kann mit der Formulierung unter Ziffer 5 gut leben mit dem Wissen das die Beru-
fung nicht durchgehen wird, weil Rechtsanwalt Dombert vom OVG den Hinweis bekommen 
hat, dass er keine Stellungnahme abgeben muss. 
 
Herr Hüttel möchte wissen, ob man die Klage einreichen kann und bis zum 31.12.2023 wieder 
zurückziehen, falls das OVG bis dahin entschieden hat. 
 
Herr Schuster meint, dass man nicht weiß wann das OVG entscheidet und wenn man die 
Klage einreicht wird die Gerichtsgebühr sofort fällig. Man bekommt einen Teil zurückerstattet, 
wenn man die Klage zurücknimmt. Wir als Verwaltung hätten nicht zwingend vorgeschlagen 
zu klagen, wir sind aber noch nicht durch unter Abstimmung mit den anderen Kommunen.  
 
Herr Koch hat ein Problem mit einer bestimmten Formulierung in Ziffer 5: „Sobald und soweit 
rechtskräftig feststeht, dass das vom Landkreis praktizierte und den Verwaltungsrechtstreit 
auslösende Verfahren zu Bestimmung der Kreisumlagesatzes Rechte der Stadt verletzt und 
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damit rechtswidrig ist.“ Herr Koch meint, dass so eine Formulierung im Urteil stehen muss, 
wenn dies nicht der Fall ist, dann hat das Gericht anders geurteilt. Diese Formulierung ist zu 
konkret auf ein ganz bestimmtes Urteil und nicht allgemein gegen die Kreisumlage. 
 
Herr Kotzur meint, dass das Berufungsansinnen des Landkreises auf das Urteil vom Juni be-
zogen ist. Dieses Urteil vom Juni sagt eindeutig, dass die finanzielle Mindestausstattung der 
Kommunen nicht gewährleistet ist. Wenn das Rechtsmittel Begehren in Berufung gehen zu 
wollen, wenn das nicht angenommen wird vom OVG, dann erhält dieses Urteil automatisch 
Rechtskraft. Und damit muss der Festsetzungsbescheid für die Kreisumlage aufgehoben wer-
den. 
 
Herr Schuster kann den Ansatz von Herrn Koch verstehen so wie es hier formuliert ist.  
 
Herr Schultze wies nochmal darauf hin, dass man bei der Kreisumlage 2023 zu dem Ergebnis 
gekommen ist, das eine Klage sich nicht lohnt bis zu dem Urteil wo gesagt wurde. So wie es 
der Landkreis ermittelt hat, ist es gut und nachvollziehbar.  
 
Herr Hüttel fragt was Rechtsanwalt Dombert empfiehlt. 
 
Herr Schuster sagt, dass Rechtsanwalt Dombert empfohlen hat, es so anzunehmen. Er hat 
wesentlich an der Formulierung an Ziffer 5 mitgewirkt. Man möchte keinen neuen Streit vom 
Zaun zu brechen. 
 
Herr Hüttel hakt nach, ob es eventuell Auswirkungen hat, wenn wir nicht Klage einreichen und 
der Landesgeber wieder das Gesetz für die Kreise ändert.  
 
Herr Schulze erwidert, dass dann der Landkreis wieder neu festsetzen muss, weil hinter der 
Rechtskraft dieses Urteils deren Entscheidung hinfällig ist. Der Landkreis müsste dann eine 
neue Festsetzung verschicken, gegen die wir dann wieder Rechtsmittel einlegen können. 
 
Herr Schuster nimmt Bezug auf Herr Hüttel seiner Aussage, dass keine Kommune davon aus-
gehen kann, keine Kreisumlage zu bezahlen. Der Heilung wird gemäß der Heilung daraufge-
setzt. 
 
Herr Kotzur weist auch darauf hin, dass das Verfahren sich nicht ändert. Wenn es eine Unter-
finanzierung der Landkreise gibt die durch das Land nicht gedeckt wird, dann ist immer die 
Möglichkeit die sich der Gesetzgeber offenhält, dass es immer eine Heilung bringt. 
 
Herr Koch fragt nach, ob man nicht getrennt abstimmt. Einmal für Variante 1 (Verzicht) und 
Variante 2 (Klage).  
 
Herr Schuster bejaht dies und ist guter Dinge, dass die Berufung abgelehnt wird und somit der 
Bescheid hinfällig ist.  
 
Variante 1 Verzicht 
 
 Ja-Stimmen: = 4 Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 0 

 
Variante 2 Klage 
 
  Ja-Stimmen: = 1 Nein-Stimmen: = 0 
 Stimmenthaltungen: = 0 
 
 Damit ist die Vorlage mehrheitlich befürwortet. 
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TOP  4.2 Information und Anfragen 
 
 
Herr Schuster informiert über die aktuelle Inanspruchnahme des Liquiditätskredites, der der-
zeit bei ca. 5 Mio. € liegt und bis zum Jahresende ca. bei 9 Mio. € liegen wird. 
 
 
 
Herr Schultze schließt um 19:08 Uhr die öffentliche Sitzung. 
 
 
  
  
 
 
 
gez.Sandra Kesselhut     gez.Tim Schultze 
Protokollführerin      Vorsitzender 
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